
1350 

1 

Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 39 vom 4. Oktober 2012 

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
 

Gemeinsame Verwaltungsvorschrift 

des Ministerpräsidenten und der Ministerien 


über das Verbot der Annahme von Belohnungen,
 
Geschenken und sonstigen Vorteilen 


durch Beschäftigte des Landes Brandenburg 

(VV VAnBGV)
 

Vom 5. September 2012 

Der Ministerpräsident und alle Ministerien des Landes Bran­
denburg erlassen zur Ausführung des § 42 des Beamtenstatus­
gesetzes (BeamtStG) in Verbindung mit § 57 des Landesbeam­
tengesetzes (LBG) und § 3 Absatz 3 des Tarifvertrages für den 
öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) folgende Verwaltungs­
vorschrift: 

Präambel 

Die selbstlose, uneigennützige und auf keinen persönlichen Vor­
teil bedachte Führung der Dienstgeschäfte ist eine der Grundla­
gen eines am Gemeinwohl ausgerichteten öffentlichen Dienstes. 
Beschäftigte, die in Bezug auf ihr Amt oder ihre dienstliche Stel­
lung Belohnungen, Geschenke oder sonstige Vorteile annehmen, 
schaden dem Vertrauen der Allgemeinheit und ihrer Behörde in 
ihre Zuverlässigkeit und setzen das Ansehen des gesamten öf­
fentlichen Dienstes herab. Sie erwecken zugleich den Verdacht, 
für Amtshandlungen allgemein käuflich zu sein und sich bei ih­
ren Dienstgeschäften nicht ausschließlich an sachlichen Erwä­
gungen zu orientieren, sondern sich auch von der Rücksicht auf 
die ihnen zugesagten, gewährten oder von ihnen geforderten 
Belohnungen, Geschenke und sonstigen Vorteile (Vorteile) lei­
ten zu lassen. Das darf es im Interesse einer funktionsgerechten, 
zweckmäßig und sachlich orientierten Verwaltung nicht geben. 
Die Angehörigen des öffentlichen Dienstes müssen bereits jeden 
Anschein vermeiden, im Rahmen ihrer Amtsführung für per­
sönliche Vorteile empfänglich zu sein. Diese Regelung dient da­
her dem Schutz des Ansehens des öffentlichen Dienstes, aber 
auch der Sicherheit der Betroffenen im Umgang mit dieser Prob­
lematik. 

Geltungsbereich 

Diese Verwaltungsvorschrift gilt für die Beamtinnen und 
Beamten und für die in einem öffentlich-rechtlichen Aus­
bildungsverhältnis stehenden Personen des Landes Bran­
denburg. 

Sie gilt sinngemäß für die Richterinnen und Richter (§ 10 
Satz 1 des Brandenburgischen Richtergesetzes vom 12. Ju­
li 2011 [GVBl. I Nr. 18]). 

Die Bestimmungen dieser Verwaltungsvorschrift gelten 
auch für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und zur 
Ausbildung Beschäftigte des Landes Brandenburg. 

Diese Verwaltungsvorschrift gilt auch für Praktikantinnen 
und Praktikanten, sofern eine entsprechende einzelver­
tragliche Regelung besteht. 

Die Verwaltungsvorschrift gilt nicht für die Verwaltung 
des Landtages und den Landesrechnungshof. Es wird 
empfohlen, diese Verwaltungsvorschrift entsprechend an­
zuwenden. 

Der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts wird 
empfohlen, diese Verwaltungsvorschrift entsprechend an­
zuwenden. 

2	 Rechtliche Grundlagen 

2.1	 Beamtinnen und Beamte 

Gemäß § 42 Absatz 1 BeamtStG dürfen Beamtinnen und 
Beamte, auch nach Beendigung des Beamtenverhältnis­
ses, keine Belohnungen, Geschenke oder sonstigen Vor­
teile für sich oder eine dritte Person in Bezug auf ihr Amt 
fordern, sich versprechen lassen oder annehmen. Ausnah­
men von diesem generellen Verbot der Annahme von Be­
lohnungen, Geschenken oder sonstigen Vorteilen (Vortei­
le) bedürfen der Zustimmung der zuständigen Stelle im 
Sinne des § 57 LBG. Das Verbot gilt auch während des 
Ruhens der Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhält­
nis gemäß § 72 Satz 1 LBG. 

2.2	 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Auszubil­
dende 

Tarifbeschäftigte dürfen Belohnungen, Geschenke, Provi­
sionen oder sonstige Vergünstigungen (Vorteile) in Bezug 
auf ihre dienstlichen Tätigkeiten nicht annehmen. Aus­
nahmen sind nur mit Zustimmung der Arbeitgeberin oder 
des Arbeitgebers möglich; sie haben entsprechende Ange­
bote unverzüglich und unaufgefordert der Arbeitgeberin 
oder dem Arbeitgeber mitzuteilen (vgl. § 3 Absatz 3 TV-L). 
Entsprechendes gilt auch für außertariflich Beschäftigte. 
Das Verbot der Annahme von Belohnungen, Geschenken 
und sonstigen Vorteilen ohne Zustimmung der Arbeit­
geberin oder des Arbeitgebers erstreckt sich allerdings 
nicht auf die Zeit nach Beendigung des Arbeitsverhältnis­
ses, es sei denn, dass die Zuwendungen noch während des 
Arbeitsverhältnisses in Aussicht gestellt worden sind. 

Die vorstehenden Ausführungen gelten für Auszubilden­
de sinngemäß; bei ihnen stellt das grundsätzliche Annah­
meverbot eine Nebenpflicht zum Ausbildungsverhältnis 
dar, die aus der allgemeinen Treuepflicht folgt. 

3	 Begriffsbestimmungen 

3.1	 Beschäftigte im Sinne dieser Verwaltungsvorschrift sind 
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Beamtinnen und Beamte, Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer (Tarifbeschäftigte und außertariflich Beschäftig­
te) sowie Auszubildende und Praktikantinnen und Prakti­
kanten. 

3.2	 „Belohnungen, Geschenke und sonstige Vorteile“ 

Belohnungen, Geschenke und sonstige Vorteile im Sinne 
des § 42 BeamtStG, § 57 LBG und der arbeitsrechtlichen/ 
tarifrechtlichen Bestimmungen sind alle Vorteile wirt­
schaftlicher oder nicht wirtschaftlicher Art, die der oder 
dem Beschäftigten unmittelbar oder mittelbar gewährt 
werden, ohne dass sie oder er einen Rechtsanspruch da­
rauf hat. 

Neben der Zuwendung von Bargeld und Sachwerten kön­
nen auch andere Leistungen als Vorteile in Betracht kom­
men. Um eine Belohnung, ein Geschenk oder einen sons­
tigen Vorteil kann es sich daher beispielsweise unter an­
derem handeln bei: 

a) 	 Einladungen mit Bewirtungen, 
b) Gewährung unverhältnismäßig hoher Vergütungen 

für private Nebentätigkeiten (zum Beispiel Vorträge, 
Gutachten), 

c) 	 Gewährung besonderer Vergünstigungen bei Privat­
geschäften, 

d) 	 Gewährung zinsgünstiger, nicht zu üblichen Kondi­
tionen gewährter Darlehen, 

e) 	 Vermittlung von Einkaufsmöglichkeiten zu Vorzugs­
preisen, 

f) 	 Beteiligung an Lieferungen an eine Behörde, 
g) 	Einladungen zu oder Mitnahme auf Informations-, 

Repräsentations- und Urlaubsreisen oder deren Be­
zahlung, 

h) 	 erbrechtlichen Begünstigungen (zum Beispiel durch 
Vermächtnis oder Erbeinsetzung), 

i)	 kostenloser oder kostengünstiger Überlassung von Un­
terkunft, Kraftfahrzeugen oder anderen Gebrauchs­
gegenständen (zum Beispiel Baumaschinen, Kraft­
stoff) zum Gebrauch oder Verbrauch, 

j) 	 Gewährung von Frei- oder Eintrittskarten, Fahrschei­
nen oder Flugtickets (einschließlich Upgrades), Teil­
nahme an Bonussystemen, Telefonkarten, Gutschei­
nen, kostenloser oder verbilligter Teilnahme an Ver­
anstaltungen, zum Beispiel kultureller oder sport­
licher Art, Regattabegleitfahrten, Messen (zum Bei­
spiel CeBit) etc., 

k) 	 unentgeltlichen Arbeitsleistungen (zum Beispiel Haus­
bau, Gartenpflege), 

l) 	 sonstigen Zuwendungen jeder Art, auch immateriel­
len Vorteilen wie zum Beispiel Ehrungen von dritter 
Seite; Preisverleihungen etc., soweit sie nicht von ju­
ristischen Personen des öffentlichen Rechts oder von 
Einrichtungen, die überwiegend staatlich finanziert 
werden, erfolgen. 

Auf den wirtschaftlichen Wert des Vorteils kommt es 
nicht an. Das gilt selbst dann, wenn wegen des geringen 
materiellen oder immateriellen Wertes des Vorteils objek­
tiv eine Beeinträchtigung der Unbefangenheit oder des 

dienstlichen Handlungswillens des oder der Beschäftigten 
nicht zu befürchten ist; denn diese oder dieser muss jeden 
Anschein vermeiden, sie oder er sei bei ihrer oder seiner 
Amtsführung für persönliche Vorteile empfänglich. 

Es kommt nicht darauf an, ob der Vorteil unmittelbar oder 
im Auftrag von Dritten gewährt wird. Es macht auch kei­
nen Unterschied, ob ein Vorteil der oder dem Beschäftig­
ten unmittelbar zugute kommt oder Dritte (zum Beispiel 
Ehegatten/Partner, Angehörige, Bekannte, Nachbarn, Ver­
eine etc.) einen Vorteil erhalten. 

Beschäftigte sollen sich in allen Zweifelsfällen an ihre zu­
ständige Stelle oder die Antikorruptionsbeauftragte oder 
den Antikorruptionsbeauftragten wenden. 

3.3	 Bezogenheit auf das Amt (vgl. § 42 Absatz 1 Satz 1 
BeamtStG) beziehungsweise die Tätigkeit (vgl. § 3 Absatz 3 
Satz 1 TV-L) 

In Bezug auf das Amt/die Tätigkeit ist ein Vorteil immer 
dann gewährt, wenn die oder der den Vorteil Gewährende 
sich nach den Umständen des Falles davon leiten lässt, 
dass Beschäftigte ein bestimmtes Amt bekleiden oder be­
kleidet haben beziehungsweise eine bestimmte Tätigkeit 
ausüben oder ausgeübt haben. Ein Bezug zu einer be­
stimmten (Amts-)Handlung ist nicht erforderlich. Zum 
Amt gehören auch jedes Nebenamt und jede sonstige auf 
Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der Dienstvorge­
setzten oder des Dienstvorgesetzten ausgeübte oder im 
Zusammenhang mit dienstlichen Aufgaben der Beamtin­
nen oder Beamten stehende Nebentätigkeit. Entsprechen­
des gilt für dienstlich veranlasste Nebentätigkeiten von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. 

a) 	 Nicht in Bezug auf das Amt beziehungsweise die Tä­
tigkeit gewährt sind Aufmerksamkeiten unter Be­
schäftigten (zum Beispiel aus Anlass von Geburtsta­
gen oder Dienstjubiläen etc.), die üblicherweise zwi­
schen ihnen aus persönlichen Anlässen ausgetauscht 
werden (zum Beispiel Bücher, Blumen, Kuchen etc.). 

b) 	 Vorteile, die ausschließlich mit Rücksicht auf Bezie­
hungen innerhalb der privaten Sphäre der oder des 
Beschäftigten gewährt werden, sind nicht in Bezug 
auf das Amt beziehungsweise die Tätigkeit gewährt. 
Derartige Beziehungen dürfen aber nicht mit Erwar­
tungen in Bezug auf die dienstliche Tätigkeit der oder 
des Beschäftigten verknüpft sein. Erkennt die oder 
der Beschäftigte, dass an den persönlichen Umgang 
derartige Erwartungen geknüpft werden, darf sie oder 
er weitere Vorteile nicht mehr annehmen. Die unter 
Nummer 7 dargestellte Verpflichtung, die Dienstvor­
gesetzte oder den Dienstvorgesetzten von versuchten 
Einflussnahmen auf die Amtsführung zu unterrichten, 
gilt auch hier. 

3.4	 „Annahme“ 

Die Annahme eines Vorteils liegt in seiner tatsächlichen 
Entgegennahme mit dem Willen, ihn zu behalten oder 
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über ihn zu verfügen. Gleiches gilt, wenn die oder der Be­
schäftigte die Entgegennahme durch eine ihr oder ihm na­
hestehende Person anregt oder duldet, also etwa durch ei­
ne Familienangehörige oder einen Familienangehörigen 
oder die Lebenspartnerin oder den Lebenspartner. Eine 
Annahme liegt auch vor, wenn der Vorteil unmittelbar an 
Dritte weitergegeben oder einer sozialen oder karitativen 
Einrichtung gespendet wird. Die Annahme muss nicht 
ausdrücklich erklärt werden. Schlüssiges Verhalten, durch 
das der Annahmewille erkennbar wird, genügt. 

Die Erklärung, den Vorteil nicht annehmen zu wollen, 
reicht für den Ausschluss einer Annahme nicht aus; erfor­
derlich ist vielmehr die sofortige Rückgabe oder Zurück­
weisung des Vorteils. Wird ein Geldbetrag auf das Konto 
der oder des Beschäftigten überwiesen, ist der Betrag un­
verzüglich zurückzuüberweisen. Wird der oder dem Be­
schäftigten ein Geschenk nach Hause geschickt oder in 
der Dienststelle für sie oder ihn hinterlassen, muss sie 
oder er es unverzüglich zurücksenden oder die zuständige 
Stelle um Zustimmung zur Annahme ersuchen. 

4	 Ausnahmen vom Verbot der Annahme und Zustim­
mung zur Annahme 

Beschäftigte dürfen Vorteile nur dann annehmen, wenn ei­
ne stillschweigende Zustimmung nach Nummer 4.1 vor­
liegt oder die Zustimmung im Einzelfall von der zustän­
digen Stelle erteilt wurde (Nummer 4.2). Eine Zustim­
mung ist ausgeschlossen, wenn der Eindruck einer (ver­
suchten) Einflussnahme auf dienstliches Handeln (oder 
Unterlassen) besteht. 

Finanzielle Zuwendungen (zum Beispiel Bargeld, Ein­
kaufsgutscheine, Gutscheine und betragsmäßige oder 
prozentuale Ermäßigungen auf den Bezug von Waren 
oder Dienstleistungen) hat die oder der Beschäftigte aus­
nahmslos zurückzuweisen; die zuständige Stelle ist un­
verzüglich zu unterrichten (vgl. Nummer 6). Erkennt die 
oder der Beschäftigte, dass mit der Gewährung des Vor­
teils offensichtlich eine Beeinflussung ihrer oder seiner 
Person herbeigeführt werden soll, so hat sie oder er den 
Vorteil ebenfalls sofort zurückzuweisen; auf die beste­
hende Anzeigepflicht nach Nummer 7 wird hingewiesen. 

4.1	 Stillschweigende Zustimmung 

Für die nachstehend aufgeführten Fälle gilt die Zustim­
mung zur Annahme als stillschweigend erteilt, sofern die 
zuständige Stelle nicht ausdrücklich etwas anderes be­
stimmt: 

a) 	 Geringfügige Aufmerksamkeiten (zum Beispiel Re­
klameartikel einfacher Art wie Kalender, Kugel­
schreiber, Schreibblöcke), sofern sie einen (Verkehrs-) 
Wert bis zu 15 Euro pro Zuwendungsgeberin oder 
Zuwendungsgeber im Kalenderjahr nicht übersteigen. 

lichen Verwaltung, an denen die oder der Beschäftig­
te im Rahmen ihres oder seines Amtes, in dienstli­
chem Auftrag oder mit Rücksicht auf die ihr oder ihm 
durch das Amt mit auferlegten gesellschaftlichen Re­
präsentationsverpflichtungen mit Bezug auf ihr oder 
sein Aufgabengebiet teilnimmt (zum Beispiel Einfüh­
rung und Verabschiedung von Amtspersonen, offi­
zielle Empfänge, diplomatische Veranstaltungen, ge­
sellschaftliche Veranstaltungen, die der Pflege dienst­
licher Interessen dienen, Jubiläen, Richtfeste, Einwei­
hungen, Eröffnungen von Ausstellungen, Betriebs­
besichtigungen, Partnerschaften, Sitzungen von Or­
ganen wirtschaftlicher Unternehmen, an denen die öf­
fentliche Hand beteiligt ist); die gesellschaftliche Ver­
tretung beschränkt sich dabei auf die Behördenleitung 
und die von ihr im Einzelfall schriftlich beauftragten 
Beschäftigten. 

c) 	 Freikarten für Veranstaltungen gesellschaftlicher Art 
außerhalb der öffentlichen Verwaltung, an denen die 
oder der Beschäftigte zum Zwecke der Repräsenta­
tion ihrer oder seiner Behörde teilnimmt; die gesell­
schaftliche Vertretung beschränkt sich auch hier auf 
die Behördenleitung und die von ihr im Einzelfall 
schriftlich beauftragten Beschäftigten und setzt vo­
raus, dass die Teilnahme mit Blick auf den zu verant­
wortenden Aufgabenbereich nach allgemeiner An­
schauung als üblich beziehungsweise angemessen 
gilt. Entscheidend ist daher, dass die oder der Be­
schäftigte die Dienststelle gerade bei der konkreten 
Veranstaltung repräsentiert. 

d) 	 Dienstleistungen, die die Durchführung eines Dienst­
geschäftes erleichtern oder beschleunigen (zum Bei­
spiel die Abholung einer oder eines Beschäftigten mit 
einem Wagen vom Bahnhof). 

e) 	Die Teilnahme an Mitarbeiterveranstaltungen, Be­
triebsausflügen, Jubiläen und Feiern eines Betriebes 
oder Unternehmens, dem die oder der Beschäftigte im 
Zeitpunkt der Veranstaltung zur Ausübung des Diens­
tes oder zur Ausbildung zugewiesen ist. 

Hat die oder der Beschäftigte Zweifel, ob die Zustimmung 
zur Annahme des Vorteils gemäß Nummer 4.1 als still­
schweigend erteilt gilt, hat sie oder er die Zustimmung bei 
der zuständigen Stelle zu beantragen. 

4.2	 Einzelfallbezogene Zustimmung 

Bei der Erteilung der Zustimmung und dem Verfahren ist 
Folgendes zu beachten: 

4.2.1 Sofern kein Fall der stillschweigenden Zustimmung vor­
liegt, ist vor der Annahme von Vorteilen bei der zuständi­
gen Stelle (vgl. Nummer 6) schriftlich die Zustimmung zu 
beantragen. 

b) 	 Die übliche und im Hinblick auf den Anlass angemes- Bei Anträgen auf Zustimmung zur Annahme sind die Zu­
sene Bewirtung bei Gelegenheit dienstlicher Hand- wendungsgeberin oder der Zuwendungsgeber, der Anlass 
lungen oder bei Veranstaltungen außerhalb der öffent- der Zuwendung, die Art der Zuwendung und deren Ver­
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kehrswert anzugeben. Etwaige Anschreiben der Zuwen­
dungsgeberin oder des Zuwendungsgebers sind dem An­
trag beizufügen. 

War die Einholung einer Zustimmung im Vorfeld aus tat­
sächlichen Gründen nicht rechtzeitig möglich oder war 
die Gewährung des Vorteils zunächst nicht absehbar, ist 
der Vorteil grundsätzlich nur unter erklärtem Vorbehalt 
entgegenzunehmen und die Zustimmung zur Annahme 
unverzüglich nachträglich zu beantragen. Ausnahmsweise 
kann auf die Erklärung des Annahmevorbehaltes verzich­
tet werden, wenn die Annahme protokollarischen Gepflo­
genheiten entspricht. 

Mit dem Antrag hat die oder der Beschäftigte eine Erklä­
rung abzugeben, mit der sie oder er sich verpflichtet, die 
Zuwendung oder deren Verkehrswert an eine soziale oder 
karitative Einrichtung weiterzuleiten. Die soziale oder ka­
ritative Einrichtung ist konkret zu bezeichnen. Im Antrag 
hat die oder der Beschäftigte auch zu erklären, in welcher 
Beziehung sie oder er zu der sozialen oder karitativen Ein­
richtung steht, an die sie oder er die Zuwendung weiter­
leiten wird. 

4.2.2 Die Entscheidung über die Erteilung der Zustimmung 
hängt von den konkreten Umständen ab und hat aus­
drücklich und für jeden Einzelfall schriftlich zu erfolgen. 

Eine Zustimmung nach Nummer 4.2 darf nur erteilt wer­
den, wenn nach Lage des Falles nicht zu befürchten ist, 
dass die Annahme des Vorteils den Dienstpflichten bezie­
hungsweise arbeitsrechtlichen/tarifrechtlichen Pflichten 
der oder des Beschäftigten widerspricht, ihre oder seine 
objektive Amtsführung beeinträchtigt oder bei Dritten, 
die von der Zuwendung Kenntnis erlangen, den Eindruck 
einer Befangenheit entstehen lassen könnte. Wenn mit 
dem Vorteil von Seiten der Zuwendungsgeberin oder des 
Zuwendungsgebers erkennbar eine Beeinflussung des 
dienstlichen Handelns der oder des betroffenen Beschäf­
tigten beabsichtigt ist oder in dieser Hinsicht Zweifel be­
stehen, darf die Zustimmung nicht erteilt werden. 

Allein die Tatsache, dass außerhalb der öffentlichen Ver­
waltung, insbesondere im Bereich der gewerblichen Wirt­
schaft, die Annahme bestimmter Vorteile üblich ist, kann 
eine Zustimmung zur Annahme nicht begründen. 

Die oder der Antikorruptionsbeauftragte ist über die Ent­
scheidung zu informieren. 

4.2.3 Wird der Annahme unter der Auflage zugestimmt, den 
Vorteil oder dessen Verkehrswert an eine soziale oder ka­
ritative Einrichtung weiterzugeben, hat die oder der be­
troffene Beschäftigte die Zuwendungsgeberin oder den 
Zuwendungsgeber hierüber selbst schriftlich zu unter­
richten (Musterbrief Variante 1). Auf die Unterrichtung 
der Zuwendungsgeberin oder des Zuwendungsgebers ist 
zu verzichten, wenn die Annahme protokollarischen Ge­
pflogenheiten entspricht. Die oder der Beschäftigte hat 
die zuständige Stelle (vgl. Nummer 6) von der Weiterga­
be in Kenntnis zu setzen. 

Wird die Zustimmung zur Annahme nachträglich abge­
lehnt, ist die oder der Beschäftigte zugleich aufzufordern, 
den Vorteil binnen zwei Wochen an die Zuwendungsgebe­
rin oder den Zuwendungsgeber zurückzugeben (Muster­
brief Variante 2). Die oder der Beschäftigte hat die zu­
ständige Stelle (vgl. Nummer 6) von der Rückgabe in 
Kenntnis zu setzen. 

Die Rückgabe des Vorteils erfolgt nicht, wenn die oder der 
Beschäftigte den Vorteil als Repräsentantin oder Reprä­
sentant ihres oder seines Dienstherrn beziehungsweise ih­
rer oder seiner Arbeitgeberin oder ihres oder seines Ar­
beitgebers entgegengenommen hat oder die Rückgabe un­
tunlich ist. 

Eine Rückgabe ist untunlich, wenn 

a) 	 sie als Verstoß gegen die allgemeinen Regeln des ge­
sellschaftlichen Umgangs oder der Höflichkeit aufge­
fasst werden könnte, 

b) 	 die Zuwendungsgeberin oder der Zuwendungsgeber 
die Rücknahme verweigert oder wahrscheinlich ver­
weigern wird oder 

c) 	 der Aufwand der Rücksendung erheblich größer ist 
als der Wert der Zuwendung. 

In diesem Fall hat die oder der Beschäftigte den Vorteil der 
zuständigen Stelle zu übergeben. 

Die zuständige Stelle hat von der oder dem Beschäftigten 
an sie übergebene Zuwendungen oder ihren Verkaufserlös 
grundsätzlich einem sozialen Zweck zuzuführen, soweit 
ihre Überlassung oder Verwertung je nach Eigenart oder 
Zustand nicht mit unverhältnismäßigem Verwaltungsauf-
wand oder Kosten verbunden ist. In den Fällen der Buch­
staben b und c ist die Zuwendungsgeberin oder der Zu­
wendungsgeber durch die betroffene Beschäftigte oder 
den betroffenen Beschäftigten mit einem Schreiben über 
den Grund der Nichtannahme und über die Zuführung der 
Zuwendung zu einem sozialen Zweck zu informieren 
(Musterbrief Variante 1). Die oder der Beschäftigte hat die 
zuständige Stelle von der Erledigung in Kenntnis zu set­
zen. 

4.3	 Nimmt die oder der Beschäftigte einen Vorteil als Reprä­
sentantin oder Repräsentant für ihren oder seinen Dienst­
herrn beziehungsweise ihre oder seine Arbeitgeberin oder 
ihren oder seinen Arbeitgeber entgegen, so hat sie oder er 
ihn unverzüglich der zuständigen Stelle (vgl. Nummer 6) 
abzuliefern. 

4.4	 Lehrerinnen und Lehrern kann die Zustimmung zur An­
nahme von Zuwendungen erteilt werden, die von Eltern 
oder Schülerinnen und Schülern aus Anlass des Abschlus­
ses des Schulbesuches oder einer Verabschiedung über­
reicht werden. 

4.5	 Die Zustimmung der zuständigen Stelle zur Annahme ei­
nes Vorteils schließt eine Strafbarkeit der Tat nicht aus, 
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wenn der Vorteil von der oder dem Beschäftigten gefor­
dert worden ist oder die Gegenleistung für eine vergange­
ne oder künftige pflichtwidrige Amtshandlung darstellt.  

4.6	 Für die Teilnahme an Informations- und Repräsentations-
reisen von öffentlich-rechtlichen Körperschaften, die die 
Reisekosten oder sonstige, damit zusammenhängende 
Nebenkosten (zum Beispiel Kosten für die Übernachtung 
und Verpflegung) übernehmen, ist die vorherige Zustim­
mung bei der zuständigen Stelle (vgl. Nummer 6) einzu­
holen. 

Die Teilnahme an entsprechenden Veranstaltungen von 
Firmen oder anderen privatrechtlichen Institutionen, wel­
che die mit der Veranstaltung zusammenhängenden Kos­
ten ganz oder teilweise übernehmen, ist nur zustim­
mungsfähig, wenn die fachlichen Gesichtspunkte weit 
überwiegen, an der Teilnahme ein dringendes dienstliches 
Bedürfnis besteht und die Beeinflussung eines laufenden 
oder absehbaren Dienstgeschäftes auszuschließen ist. 

Angaben nach reisekostenrechtlichen Regelungen, das 
heißt im Dienstreiseantrag oder im Antrag auf Kosten­
erstattung einer Dienstreise, ersetzen nicht einen Antrag 
auf Zustimmung zur Annahme. Eine Zustimmung nach 
§ 42 Absatz 1 BeamtStG in Verbindung mit § 57 LBG be­
ziehungsweise nach § 3 Absatz 3 TV-L entbindet nicht von 
Angaben nach reisekostenrechtlichen Regelungen (zum 
Beispiel über kostenlose Verpflegung). 

5	 Informationen über die Rechtsfolgen bei einem Ver­
stoß gegen das Verbot der Annahme von Belohnungen, 
Geschenken und sonstigen Vorteilen 

5.1	 Beamtinnen und Beamte 

5.1.1 Dienstrecht 

Wird eine Beamtin oder ein Beamter in einem ordent­
lichen Strafverfahren durch ein deutsches Gericht wegen 
einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von min­
destens einem Jahr oder wegen einer Tat, die sich auf eine 
Diensthandlung im Hauptamt bezieht, wegen Bestech­
lichkeit zu einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Mo­
naten verurteilt, so endet das Beamtenverhältnis mit 
Rechtskraft des Urteils (§ 24 Absatz 1 BeamtStG). 

Der Verstoß gegen das Verbot der Annahme von Beloh­
nungen, Geschenken und sonstigen Vorteilen stellt ein 
Dienstvergehen dar, so dass der Beamtin oder dem Beam­
ten disziplinarische Maßnahmen bis zur Entfernung aus 
dem Beamtenverhältnis und Ruhestandsbeamtinnen oder 
Ruhestandsbeamten bis zur Aberkennung des Ruhege­
halts drohen können. 

Nach ständiger und übereinstimmender Rechtsprechung 
der Disziplinargerichte von Bund und Ländern kommt bei 
Beamtinnen und Beamten grundsätzlich die Entfernung 
aus dem Dienst in Betracht 

Fall zu überwindenden besonders hohen Hemm­
schwelle), 

b) 	 wenn die Beamtin oder der Beamte die als Gegenleis­
tung von ihm oder ihr erwartete Amtshandlung be­
gangen hat oder zu begehen verspricht (wegen des 
darin liegenden zusätzlichen strafrechtlichen und 
dienstrechtlichen Unrechts) oder 

c) 	 bei der Ausnutzung ihr oder ihm dienstlich nachge­
ordneter Personen für private Zwecke (etwa für den 
Bau ihres oder seines Hauses). 

In diesen Fällen ist gegen die Beamtin oder den Beamten 
stets ein Disziplinarverfahren einzuleiten und die vorläu­
fige Dienstenthebung sowie die Einbehaltung eines Teils 
der Dienstbezüge in Erwägung zu ziehen. 

Die Einleitung eines Disziplinarverfahrens ist ferner ge­
boten bei Verstößen mittlerer Schwere gegen das Verbot 
der Annahme von Vorteilen in Bezug auf das Amt, so na­
mentlich bei wiederholten Verstößen. 

Entsteht dem Dienstherrn im Zusammenhang mit dem 
Verstoß ein wirtschaftlicher Nachteil, so ist die Beamtin 
oder der Beamte zum Schadensersatz verpflichtet (§ 48 
BeamtStG). Unabhängig davon kann der Dienstherr einen 
Anspruch auf Herausgabe des Erlangten geltend machen 
(§ 42 Absatz 2 BeamtStG in Verbindung mit § 57 Absatz 2 
LBG), soweit nicht der Verfall angeordnet worden oder es 
auf andere Weise auf das Land Brandenburg übergegan­
gen ist. 

5.1.2 Strafrecht 

Zudem kann die Beamtin oder der Beamte strafrechtlich 
verurteilt werden 

a) 	 wegen Vorteilsannahme zu einer Freiheitsstrafe oder 
zu einer Geldstrafe, wenn sie oder er für die Dienst­
ausübung einen Vorteil für sich oder einen Dritten for­
dert, sich versprechen lässt oder annimmt (§ 331 des 
Strafgesetzbuches [StGB]), 

b) 	 wegen Bestechlichkeit zu einer Freiheitsstrafe oder zu 
einer Geldstrafe, wenn sie oder er einen Vorteil für 
sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür for­
dert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass sie 
oder er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder 
künftig vornehme und dadurch ihre oder seine Dienst­
pflicht verletzt hat oder verletzen würde (§ 332 StGB). 

Der Vornahme einer Diensthandlung oder einer richter­
lichen Handlung im Sinne der §§ 331 und 332 StGB steht 
das Unterlassen der Handlung gleich (§ 336 StGB). 

5.2 	Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

5.2.1 Arbeits-/Tarifrecht 

a) bei der Annahme baren Geldes (wegen der in diesem Die Missachtung der sich aus den Tarifvorschriften erge­
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benden Verpflichtungen stellt eine Arbeitspflichtverlet­
zung dar, die je nach den Umständen des Einzelfalles ei­
ne ordentliche oder außerordentliche Kündigung des Ar­
beitsverhältnisses rechtfertigen kann. Die vorstehenden 
Ausführungen gelten für Auszubildende sinngemäß. 

Die Ausführungen unter Nummer 5.1.1 zum Verfall und 
zur Haftung gelten auch für Tarifbeschäftigte (vgl. § 3 Ab­
satz 7 TV-L), außertariflich Beschäftigte sowie für Auszu­
bildende. 

5.2.2 Strafrecht 

Soweit Tarifbeschäftigte, außertariflich Beschäftigte oder 
Auszubildende dazu bestellt sind, Aufgaben der öffent­
lichen Verwaltung wahrzunehmen, sind sie Beamtinnen 
und Beamten im Sinne des Strafrechts gleichgestellt. Sie 
werden daher, wenn sie für dienstliche Handlungen Vor­
teile annehmen, fordern oder sich versprechen lassen, 
ebenso wie Beamtinnen und Beamte nach den §§ 331 und 
332 StGB bestraft. Den Beamtinnen und Beamten gleich­
gestellt sind ferner die Tarifbeschäftigten sowie die Aus­
zubildenden, die nach § 1 des Verpflichtungsgesetzes vom 
2. März 1974 (BGBl. I S. 469, 547), geändert durch Ge­
setz vom 15. August 1974 (BGBl. I S. 1942), auf die ge­
wissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten förmlich ver­
pflichtet worden sind. 

6	 Zuständigkeiten 

Über die Zustimmung entscheidet die Leiterin oder der 
Leiter der obersten Dienstbehörde beziehungsweise der 
letzten obersten Dienstbehörde, ihre oder seine ständige 
Vertretung oder die Leiterin oder der Leiter der für die 
Personalverwaltung zuständigen Abteilung, soweit diese 
Befugnis nicht auf andere Behörden übertragen worden 
ist (vgl. § 57 Absatz 1 Satz 2 LBG). 

Die nach § 57 Absatz 1 Satz 2 LBG zuständige Stelle ist 
allen Beschäftigten bekannt zu geben. 

7	 Pflicht zur Anzeige von Zuwendungsangeboten 

Entsteht bei der oder dem Beschäftigten der Eindruck, 
dass die Zuwendungsgeberin oder der Zuwendungsgeber 
mit ihrer oder seiner Zuwendung ihr oder sein dienstliches 
Handeln beeinflussen will, hat sie oder er dies der zustän­
digen Stelle (vgl. Nummer 6) unaufgefordert und unver­
züglich anzuzeigen. 

8	 Unterrichtung der Beschäftigten und sonstige Pflich­
ten der Dienstvorgesetzten/Vorgesetzten 

8.1 	 Die Beschäftigten des Landes Brandenburg sind anläss­
lich ihrer Einstellung sowie im Falle einer länderübergrei­
fenden Versetzung auf das sich aus § 42 BeamtStG bezie­
hungsweise den arbeitsrechtlichen/tarifrechtlichen Vor­
schriften ergebende Verbot der Annahme von Belohnun­
gen, Geschenken und sonstigen Vorteilen sowie auf die 

sich aus einem Verstoß gegen die Vorschriften ergebenden 
Folgen und die einschlägigen Strafbestimmungen durch 
Aushändigung dieser Verwaltungsvorschrift gegen Unter­
schrift hinzuweisen. Der Hinweis ist in regelmäßigen Ab­
ständen, mindestens einmal jährlich, zu wiederholen und 
kann auch elektronisch, zum Beispiel durch Bekanntgabe 
im verwaltungsinternen Intranet, erfolgen. 

8.2 	 Die Dienstvorgesetzten und Vorgesetzten sollen etwaigen 
Verstößen gegen das Verbot der Annahme von Belohnun­
gen, Geschenken und sonstigen Vorteilen und §§ 331 bis 
334 StGB durch geeignete organisatorische und personel­
le Maßnahmen vorbeugen (zum Beispiel Personalrota­
tion, „Vieraugenprinzip“, unangekündigte Kontrollen). 
Beschäftigte, deren wirtschaftliche Verhältnisse erkenn­
bar nicht geordnet sind, sollen in geldempfindlichen Be­
reichen und auf Dienstposten, auf denen sie der Gefahr ei­
ner unlauteren Beeinflussung durch Dritte besonders aus­
gesetzt sind, wie zum Beispiel im Beschaffungswesen 
oder in der Bauauftragsvergabe, nicht eingesetzt werden. 

Bei entsprechenden Verdachtsmomenten im Sinne der 
§§ 331 bis 334 StGB ist stets zu prüfen, ob Strafanzeige 
zu erstatten ist. 

Bei Verletzung ihrer Pflichten können sich Dienstvorge­
setzte und Vorgesetzte eines Dienstvergehens schuldig 
und nach § 357 StGB strafbar machen. 

9	 Ergänzende Anordnungen 

Die obersten Dienstbehörden und Arbeitgeber können er­
gänzende Anordnungen treffen, insbesondere um den spe­
ziellen Gegebenheiten in ihren Bereichen oder einzelnen 
Verwaltungszweigen gerecht zu werden. Bereits bestehen­
de Anordnungen sind, soweit sie mit dieser Bekanntma­
chung im Widerspruch stehen, entsprechend zu ändern. 
Die Anordnungen sind dem für das allgemeine öffentliche 
Dienstrecht zuständigen Ministerium mitzuteilen. 

Den Beschäftigten in bestimmten Aufgabengebieten (zum 
Beispiel Vergabe, Beschaffungswesen, Erteilung von Ge­
nehmigungen, Vollzug), in denen gesteigerte Korrup­
tionsgefährdung (festzustellen nach Maßgabe der Richtli­
nie der Landesregierung zur Korruptionsprävention in der 
Landesverwaltung Brandenburg vom 7. Juni 2011 [Anti­
korruptionsrichtlinie]) gesehen wird, soll für bestimmte 
Zeiträume aufgegeben werden, Zuwendungen von Perso­
nen, mit deren Angelegenheiten sie dienstlich befasst 
sind, schriftlich anzuzeigen. 

10	 Inkrafttreten,Außerkrafttreten 

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach der Veröf­
fentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verwaltungs­
vorschrift über die Annahme von Belohnungen und Ge­
schenken durch Beschäftigte des Landes Brandenburg 
vom 12. April 1996 (ABl. S. 418) außer Kraft. 
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Anlagen zur Verwaltungsvorschrift 

des Ministerpräsidenten und der Ministerien 


über die Annahme von Belohnungen,
 
Geschenken und sonstigen Vorteilen 


durch Beschäftigte des Landes Brandenburg 


Anlage 1 

Rechtsgrundlagen der Verwaltungsvorschrift 

a) § 42, § 48, § 24 des Beamtenstatusgesetzes 
b) § 57, § 72 des Landesbeamtengesetzes 
c) § 3 Absatz 3 und 7 TV-L 
d) §§ 331 bis 334, § 336, § 357, § 11 (auszugsweise) des Straf­

gesetzbuches 

Beamtenstatusgesetz 

§ 42 
Verbot der Annahme von Belohnungen,
 

Geschenken und sonstigen Vorteilen
 

(1) Beamtinnen und Beamte dürfen, auch nach Beendigung des 
Beamtenverhältnisses, keine Belohnungen, Geschenke oder sons­
tigen Vorteile für sich oder eine dritte Person in Bezug auf ihr 
Amt fordern, sich versprechen lassen oder annehmen. Ausnah­
men bedürfen der Zustimmung ihres gegenwärtigen oder letzten 
Dienstherrn. 

(2) Wer gegen das in Absatz 1 genannte Verbot verstößt, hat das 
aufgrund des pflichtwidrigen Verhaltens Erlangte auf Verlangen 
dem Dienstherrn herauszugeben, soweit nicht der Verfall ange­
ordnet worden oder es auf andere Weise auf den Staat überge­
gangen ist. 

§ 48 
Pflicht zum Schadensersatz 

Beamtinnen und Beamte, die vorsätzlich oder grob fahrlässig 
die ihnen obliegenden Pflichten verletzen, haben dem Dienst­
herrn, dessen Aufgaben sie wahrgenommen haben, den daraus 
entstehenden Schaden zu ersetzen. Haben mehrere Beamtinnen 
oder Beamte gemeinsam den Schaden verursacht, haften sie als 
Gesamtschuldner. 

§ 24 
Verlust der Beamtenrechte 

(1) Wenn eine Beamtin oder ein Beamter im ordentlichen Straf­
verfahren durch das Urteil eines deutschen Gerichts 

1.	 wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von 
mindestens einem Jahr oder 

2.	 wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach den Vorschriften 
über Friedensverrat, Hochverrat und Gefährdung des demo­
kratischen Rechtsstaates, Landesverrat und Gefährdung der 
äußeren Sicherheit oder, soweit sich die Tat auf eine Dienst­
handlung im Hauptamt bezieht, Bestechlichkeit, strafbar ist, 
zu einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten 

verurteilt wird, endet das Beamtenverhältnis mit der Rechtskraft 
des Urteils. Entsprechendes gilt, wenn die Fähigkeit zur Beklei­
dung öffentlicher Ämter aberkannt wird oder wenn die Beamtin 
oder der Beamte aufgrund einer Entscheidung des Bundesver­
fassungsgerichts nach Artikel 18 des Grundgesetzes ein Grund­
recht verwirkt hat. 

(2) Wird eine Entscheidung, die den Verlust der Beamtenrechte 
zur Folge hat, in einem Wiederaufnahmeverfahren aufgehoben, 
gilt das Beamtenverhältnis als nicht unterbrochen. 

Landesbeamtengesetz 

§ 57 
Verbot der Annahme von Belohnungen,
 

Geschenken und sonstigen Vorteilen
 

(1) Über Ausnahmen vom Verbot der Annahme von Belohnun­
gen, Geschenken und sonstigen Vorteilen nach § 42 Abs. 1 Satz 2 
des Beamtenstatusgesetzes entscheidet die oberste oder letzte 
oberste Dienstbehörde. Sie kann ihre Befugnis auf andere Be­
hörden übertragen. 

(2) Für den Umfang des Herausgabeanspruchs nach § 42 Abs. 2 
des Beamtenstatusgesetzes gelten die Vorschriften des Bürger­
lichen Gesetzbuches über die Herausgabe einer ungerechtfertig­
ten Bereicherung entsprechend. Die Herausgabepflicht nach 
Satz 1 umfasst auch die Pflicht, dem Dienstherrn Auskunft über 
Art, Umfang und Verbleib des Erlangten zu geben. 

§ 72 
Ruhen der Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis 

Wird ein Beamter mit Dienstbezügen in den Landtag Branden­
burg gewählt, so ruhen vom Tage der Annahme der Wahl ab sei­
ne Rechte und Pflichten aus seinem Dienstverhältnis mit Aus­
nahme der Pflicht zur Verschwiegenheit und des Verbots der An­
nahme von Belohnungen und Geschenken; das Gleiche gilt, 
wenn ein Beamter in die gesetzgebende Körperschaft eines an­
deren Landes gewählt wird. 

… 

Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) 

§ 3 
Allgemeine Arbeitsbedingungen 

… 

(3) Die Beschäftigten dürfen von Dritten Belohnungen, Ge­
schenke, Provisionen oder sonstige Vergünstigungen mit Bezug 
auf ihre Tätigkeit nicht annehmen. Ausnahmen sind nur mit Zu­
stimmung des Arbeitgebers möglich. Werden den Beschäftigten 
derartige Vergünstigungen angeboten, haben sie dies dem Ar­
beitgeber unverzüglich anzuzeigen. 

(7) Für die Schadenshaftung der Beschäftigten finden die Be­
stimmungen, die für die Beamten des jeweiligen Landes jeweils 
gelten, entsprechende Anwendung. 
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Strafgesetzbuch (StGB) 

§ 331 
Vorteilsannahme 

(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst be­
sonders Verpflichteter, der für die Dienstausübung einen Vorteil 
für sich oder einen Dritten fordert, sich versprechen läßt oder an­
nimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geld­
strafe bestraft. 

(2) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich 
oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich verspre­
chen läßt oder annimmt, daß er eine richterliche Handlung vor­
genommen hat oder künftig vornehme, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist 
strafbar. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen 
nicht von ihm geforderten Vorteil sich versprechen läßt oder an­
nimmt und die zuständige Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse 
entweder die Annahme vorher genehmigt hat oder der Täter un­
verzüglich bei ihr Anzeige erstattet und sie die Annahme geneh­
migt. 

§ 332 
Bestechlichkeit 

(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders 
Verpflichteter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 
Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, 
daß er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder künftig vor­
nehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder verlet­
zen würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheits­
strafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder 
einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt 
oder annimmt, daß er eine richterliche Handlung vorgenommen 
hat oder künftig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflich­
ten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. In minder schweren Fällen 
ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künfti­
ge Handlung fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, so 
sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er sich 
dem anderen gegenüber bereit gezeigt hat, 

1.	 bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder, 
2.	 soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei 

Ausübung des Ermessens durch den Vorteil beeinflussen zu 
lassen. 

§ 333 
Vorteilsgewährung 

(1) Wer einem Amtsträger, einem für den öffentlichen Dienst be­

sonders Verpflichteten oder einem Soldaten der Bundeswehr für 
die Dienstausübung einen Vorteil für diesen oder einen Dritten 
anbietet, verspricht oder gewährt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer einem Richter oder Schiedsrichter einen Vorteil für die­
sen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, ver­
spricht oder gewährt, daß er eine richterliche Handlung vorge­
nommen hat oder künftig vornehme, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn die zuständige 
Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse entweder die Annahme 
des Vorteils durch den Empfänger vorher genehmigt hat oder sie 
auf unverzügliche Anzeige des Empfängers genehmigt. 

§ 334 
Bestechung 

(1) Wer einem Amtsträger, einem für den öffentlichen Dienst be­
sonders Verpflichteten oder einem Soldaten der Bundeswehr ei­
nen Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegenleistung da­
für anbietet, verspricht oder gewährt, daß er eine Diensthand­
lung vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch sei­
ne Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. In 
minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder Geldstrafe. 

(2) Wer einem Richter oder Schiedsrichter einen Vorteil für die­
sen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, ver­
spricht oder gewährt, daß er eine richterliche Handlung 

1.	 vorgenommen und dadurch seine richterlichen Pflichten 
verletzt hat oder 

2.	 künftig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten 
verletzen würde, 

wird in den Fällen der Nummer 1 mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren, in den Fällen der Nummer 2 mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künfti­
ge Handlung anbietet, verspricht oder gewährt, so sind die Ab­
sätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er den anderen zu 
bestimmen versucht, daß dieser 

1.	 bei der Handlung seine Pflichten verletzt oder, 
2.	 soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei der 

Ausübung des Ermessens durch den Vorteil beeinflussen 
läßt. 

§ 336 
Unterlassen der Diensthandlung 

Der Vornahme einer Diensthandlung oder einer richterlichen 
Handlung im Sinne der §§ 331 bis 335 steht das Unterlassen der 
Handlung gleich. 
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§ 357 c) sonst dazu bestellt ist, bei einer Behörde oder bei einer sons-
Verleitung eines Untergebenen zu einer Straftat tigen Stelle oder in deren Auftrag Aufgaben der öffentlichen 

Verwaltung unbeschadet der zur Aufgabenerfüllung gewähl­
(1) Ein Vorgesetzter, welcher seine Untergebenen zu einer ten Organisationsform wahrzunehmen; 
rechtswidrigen Tat im Amt verleitet oder zu verleiten unter­
nimmt oder eine solche rechtswidrige Tat seiner Untergebenen 3. Richter: 
geschehen lässt, hat die für diese rechtswidrige Tat angedrohte 
Strafe verwirkt. wer nach deutschem Recht Berufsrichter oder ehrenamtlicher 

Richter ist; 
(2) Dieselbe Bestimmung findet auf einen Amtsträger Anwen­
dung, welchem eine Aufsicht oder Kontrolle über die Dienstge- 4. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter:
 
schäfte eines anderen Amtsträgers übertragen ist, sofern die von
 
diesem letzteren Amtsträger begangene rechtswidrige Tat die zur wer, ohne Amtsträger zu sein,
 
Aufsicht oder Kontrolle gehörenden Geschäfte betrifft.
 

a) 	 bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle, die Aufga­
ben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt, oder 

§ 11 b) bei einem Verband oder sonstigen Zusammenschluß, Be-
Personen- und Sachbegriffe trieb oder Unternehmen, die für eine Behörde oder für eine 

sonstige Stelle Aufgaben der öffentlichen Verwaltung aus­
(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist …	 führen, 

2.	 Amtsträger: beschäftigt oder für sie tätig und auf die gewissenhafte Erfüllung 
seiner Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich ver­

wer nach deutschem Recht pflichtet ist; 

a) Beamter oder Richter ist, … 
b) in einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis 

steht oder 

Anlage 2 
(zu Nummer 4.2.3) 

MUSTERBRIEF 

Behörde: ... 

Betreff: Übersendung eines ... 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

für die Übersendung/Übergabe Ihres Geschenkes danke ich Ihnen. Ich bitte jedoch um Ihr Verständnis, dass es mir nicht möglich ist, das 
Geschenk anzunehmen. 

Der öffentliche Dienst versteht sich als moderner, kundenorientierter Dienstleister, der sich bemüht, allen Anträgen und Wünschen im 
Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten zur Zufriedenheit der Betroffenen zu entsprechen. Wenn dies gelungen ist, nehme ich das gerne 
zur Kenntnis. 

Zur Wahrung der Neutralität des öffentlichen Dienstes bin ich allerdings grundsätzlich gehalten, von vornherein jeden Anschein der Be­
einflussung zu vermeiden, der durch die Annahme Ihres Geschenkes entstehen könnte. 

Variante 1: 

Ich habe daher entsprechend der Verwaltungsvorschrift über das Verbot der Annahme von Belohnungen, Geschenken und sonstigen Vor­
teilen durch Beschäftigte des Landes Brandenburg das Geschenk an … (soziale bzw. karitative Einrichtung) weitergegeben. Ich wäre Ih­
nen dankbar, wenn Sie künftig von der Übersendung/Übergabe von Geschenken Abstand nehmen würden. 

Variante 2: 

Es würde mich freuen, wenn Sie in Zukunft auf die Übersendung/Übergabe von Geschenken verzichten würden. Ich vertraue auf Ihr Ver­
ständnis und füge Ihr Geschenk zu meiner Entlastung wieder bei. 

Mit freundlichen Grüßen 


